
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Amtliche Sammlung!

1 , Gesetz: 

Hechtssatz:

2, Gesetz: 

Hechtssatz:

WeimVerf Art 153 Abs 2; Gesetz über den Neuauf­
bau des Heichs vom 30* Januar 1934 (RGBl I, 75); 
Erste Verordnung über den Neuaufbau des Reichs 
vom 2« Februar 1934 (RGBl I- 81); preußisches 
Phosphoritgesetz vom 16« Oktober 1934 (GS 404); 
preußische Erdölverordnung vom 13° Dezember 1934 
(GS 463)•
a) Landesgesetze, die nach Inkrafttreten des Ge­
setzes über den Neuaufbau des Reichs und der 
Ersten Verordnung hierzu vom 2. Februar 1934 
erlassen wurden, sind Reichsgesetze mit örtlich* 
begrenztem Geltungsbereich; dies g il t  jedenfalls 
für die im Jahre 1934 und in den nächstfolgenden 
Jahren erlassenen Gesetze«

b) Als solches örtlich  begrenztes Reichsgesetz 
durfte das preußische Phosphoritgesetz von 16« 
Oktober 1934 die Ermächtigung erteilen  (§ 8), 
den StaatsVorbehalt für einzelne Grundeigentümer­
mineralien zu begründen und dabei eine Entschä­
digung auszuschließen« Die auf Grund dieser Er­
mächtigung erlassene ErdölVerordnung des preußi­
schen Ministers für Wirtschaft und Arbeit vom
13 * Dezember 1934 hat einen Anspruch auf Ent­
schädigung wegen Entziehung des Gewinnungsrechts 
von Erdöl gemäß Art 153 Abs 2 WeimVerf selbst dann 
wirksam ausgeschlossen, wenn die Einführung des 
Staatsvorbehalts einer Enteignung gleicbkommen 
oder die Schranken einer Socialbindung des Grund­
eigentums überschreiten sollte«
PrAllgBergG §§ 2, 38 b; preußische Erdölverord­
nung vom 13c Dezember 1934 (GS 463)«
Der Staatsvorbehalt hinsichtlich des Erdöls und 
der ihm gleichgestellten Stoffe gemäß der preu­
ßischen ErdölVerordnung vom 13„ Dezember 1934 
hat im Gegensatz zur Regelung des Allgemeinen 
Berggesetzes in Ansehen der dem Staate vorbehal­
tenen bergbaufreien Mineralien das Aneignungs­
recht des Staates unmitte3.bar durch Gesetz be­
gründet.

Aktenzeichen: V ZR 75/54
U rteil des BGH vom 2. Dezember 1955

LG Hannover , 
OLG Celle



I  zg 75/54 VerKunciet 
am 2. Dezember 1955 
Jodas. Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der Ge­

schäftsstelle

Im  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Hechtsstreit

des Landwir ts  
Kreis N(

Heinrioh D 
am RüC

Klägers, Berufungsklägers und 
ReYisionsklägers,

-  Prozeßbevollmächtigter: Hechtsanwalt
gegen

das Land Niedersachsen, vertreten durch den Niedersächsischen 
Minister für Wirtschaft und Verkehr in Hannover,

Beklagte, Berufungsbeklagte und 
Hevis ionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Hechtsanwalt Br.

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 2. Dezember 1955 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dr. Tasche sowie der Bundesrichter 
Br. Hückinghaus, Schuster, Dr. Oechßler und Dr. Großmann

für Recht erkannt 8

Die Revision gegen das Urteil des 
5- Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Celle vom 13# Januar 1954 wird auf Kosten 
des Klägers zurückgewiesen.

flu,

Von Hechts wegen
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Tatbestand^

Dem Kläger steht in der Gemeinde H ^ B iK  (Nieder­
sachsen) umfangreiches Grundeigentum im Gebiet des so­
genannten "Suderbruchs" zu, das nach dem letzten Kriege 
durch aufsehenerregende Erdölfunde besondere Bedeutung 
erlangt hat« In dieser Gegend hatte die Gewerkschaft 
"W^BB-Al^^ durch Vertrag vom 11, Januar 1933 von einer 
Anzahl von Grundeigentümern das Recht der Ausbeute von 
Erdöl erworben. Diesem Vertrag war der Kläger einige Tage 
später beigetreten. Die Gewerkschaft hatte für jeden preu­
ßischen Morgen Land ein Wartegeld von zunächst 1,30, spä­
te r  1,- HM jährlich und bei Erdölfündigkeit einen Förder­
zins von 3 v,H, des Bruttoerlöses an die Gesamtheit der 
Grundeigentümer zu zahlen.

Nach Inkrafttreten der preußischen Erdölverordnung 
vom 13. Dezember 1934- (GS 463) zeigte die Gewerkschaft 
diesen Vertrag fristgemäß der Bergbaubehörde an.

Im Jahre 1933 tra t  die Gewerkschaft als
Rechtsnachfolgerin der Gewerkschaft nWBBKA€^^n den 
Erdölausbeutungsvertrag ein. Sie kündigte den Vertrag am 
4. Oktober 1935 in Ansehen eines Teils des Vertragsge­
biets für den 11. Januar 1936, wie ih r im Vertrag nach­
gelassen war. Unter dieses Gebiet f ie l  auch die Parzelle 
46 Kartenblatt 15 der Gemarkung R f lH B  des Klägers, Das 
Oberbergamt vermerkte auf der ihm angezeigten Teilkündi­
gung, daß der von der Kündigung erfaßte Teil des Vertrags- 
gebiets vom 11, Januar 1936 unter den Staatsvorbehalt ge­
mäß der preußischen Erölverordnung fa lle .

Im Jahre 1948 erwarb die Gewerkschaft " B ^ B 1 
vom Lande Niedersacheen im Umfange seines Staatsvorbehalts 
das ausschließliche Hecht zum Aufsuchen und Gewinnen von
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Erdöl und Erdgas im Auffindungsgebiet "Suderbruch" auf 
dreißig Jahre* Sie hat auf Grund dieses Vertrages einen 
Förderzins von 5 v„H« des Bruttoertrages an das Land 
Medersachsen zu zahlen« Zu diesem Vertragsgebiet gehört 
auch die oben angeführte Parzelle des Klägers, auf der 
nach dem Jahre 1948 eine Bohrung fündig wurde« Aus dem 
Ertrag dieser Bohrung hat die Gewerkschaft 
bisher einen Förderzins von mindestens 6 100 Bä an das 
Land Medersaohsen bezahlt«

Diesen Betrag nimmt der Kläger für sich in Anspruch»
Er stü tz t seine Klage auf Amtspflichtverletzung, sonstige 
unerlaubte Handlung, ungerechtfertigte Bereicherung und 
insbesondere auf Enteignung bzw. enteignungsgleichen Ein­
g r if f . Er hält die Erdölverordnung aus formellen und ma­
te rie llen  Gründen für nichtig, in jedem Falle aber den 
Ausschluß einer Entschädigung für unwirksam« Insbesondere 
spricht er der Erdölverordnung die Eigenschaft eines 
Reichsgesetzes im Sinne des Art 133 Abs 2 WeimVerf ab«
In der Entziehung Beiner Befugnis als Grundeigentümer,
Erdöl zu gewinnen, erblickt er einen fortdauernden Eingriff, 
der auch unter der Geltung des Grundgesetzes fortwix’ke..

Demgemäß hat er beantragt, das beklagte Land zu ver­
urte ilen , ihm 6 100 DM nebst 3 v*H. Zinsen se it dem Tage 
der Klagzustellung (21. Ju li 1952) zu zahlen.

Das beklagte Land hat dam Vortrag des Klägers wider­
sprochen.

Die Klage blieb in den beiden ersten HechtsZügen ohne 
Erfolg. Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen IQag- 
antrag weiter, während das beklagte Land das Rechtsmittel 
zurückgewiesen haben w ill.
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Bntscheidungsgrtode^

I o

Das Berufungsgericht lehnt zunächst §§ 823? 826 BGB 
als Anspruchsgrundlage abr da der Erlaß der Erdölver^rd- 
nung und die K'Sizessionserteilung an die Gewerkschaft 
Akte öffentlicher Gewalt bedeuteten, für welche die Be­
amtenhaftung nur nach § 839 BGB zu beurteilen sei» Es 
verneint aber auch die Voraussetzungen dieser VorschriftB

Die Erdölverordnung sieht es als durch die Ermächti­
gung des § 8 des preußischen Phosphoritgesetzes vom 16» Ok­
tober 1934 (GS 404) getragen an» Dabei beurte ilt es die 
Wirksamkeit dieses Gesetzes und seiner Ermächtigung nach 
der staatsrechtlichen Auffassung zur Zeit dieser Gesetz­
gebung» Sowohl in formeller wie in sachlicher Hinsicht 
verneint es Bedenken gegen § 8 des Phosphoritgesetzes» Es 
findet in der Einführung des Staatsvorbehalts für Erdöl 
auch nicht um deswillen ein Überschreiten der Ermächti­
gung, weil sie etwa als entschädigungslose Enteignung ge­
gen Art 153 TeimVerf verstoßen habe» Den Tatbestand einer 
Enteignung lehnt es mangels eines "Binzeieingriffs" ab»
Es beurteilt die Maßnahme, die a lle  Grundstücke im Gel­
tungsbereich der Norm gleichmäßig tre ffe , als eine soziale 
Bindung des Eigentums» Auch unter der Herrschaft der Wei­
marer Heichsverfassung b il l ig t  es dem Gesetzgeber das 
Recht zu, Schranken und'Inhalt des Eigentums allgemein 
durch Gesetz zu bestimmen» Dabei nimmt es auch auf den 
Vorbehalt zugunsten des Landesrechts für das Gebiet des 
Bergrechts gemäß Art 67 EGBGB Bezug, der zu solchen Ein­
griffen auch in Ansehen der Grundeigentümermineralien 
berechtigte» Es verweist weiter auf die geschichtliche 
Entwicklung sowie auf die Gesetzgebung in zahlreichen an­
deren Ländern Deutschlands und des Auslandes» Es führt



-  5 -

die Entscheidung des Staatsgerichtshofs für das Deutsche 
Reich vom 23« März 1929 an (RGZ 124 Anh 19 : ZeitschrfBergR 
70* 222), die den Enteignungscharakter einer entsprechen­
den Maßnahme der preußischen Notverordnung vom 10« Ok­
tober 1927 (GS 189) verneint habe« In der Ausdehnung des 
StaatsVorbehalts durch die Erdölverordnung auf die Gebiete, 
die durch das preußische Gesetz Jber einen erweiterten 
Staatsvorbehalt zur Aufsuchung und Gewinnung von Stein­
kohle und Erdöl vom 22« Ju li 1929 (GS 87) nicht erfaßt 
worden waren, sieht es nur die Beseitigung einer Rechts­
verschiedenheit in Preußen und eine Angleichung an das 
Recht der anderen deutschen Länder« Es beruft sich auch 
auf die Begründung zu dem Gesetz vom 22« Ju li 1929 
'ZeitschrfBergR 70, 363 ^364/j>7) • nach der die Armut 
Deutschlands an Erdöl die Regierung verpflichtete, seine 
Ausbeutung sicherzustellen und unhaltbare Zustände bei 
Erdölfunden zu verhindern, und nach der die ungeahnte Ent­
wicklung von Technik und Chemie Mineralien eine Wichtig­
keit eingeräumt habe, deren Erkenntnis schon bei Erlaß 
des Allgemeinen Berggesetzes dazu geführt hätte, sie 
nicht der Verfügungsgewalt des Grundeigentums zu überlas­
sen« Die Maßnahme findet es auch im Schrifttum der Zeit 
nach 1943 gebilligt« Nach alledem i s t  es der Auffassung,' 
daß die Einführung des Staatsvorbehalts keine typ?sch 
nationalsozialistische Maßnahme gewesen sei« Im übrigen 
lehnt es die Ansicht ab, hier liege eine “Verkleinerung”, 
keine bloße Bindung des Eigentums vor, weil ein selbstän­
diges Recht entzogen sei« Dazu meint es, das Recht des 
Eigentümers auf Aufsuchen und Gewinnen von Erdöl und die 
Verfügungsmacht hierüber sei kein selbständiges Recht ne­
ben dem Grundeigentum, vielmehr ein Ausfluß des allgemei­
nen Eigentümerrechts aus § 903 BGB, mit der Sache inner­
halb der gesetzlichen Grenzen nach Belieben zu verfah­
ren, die Ausnutzung eines wertbildenden Faktors«



Indem das Berufungsgericht in der Erdölverordnung 
somit keine Enteignungsmaßnahme erb lick t, hält es die 
Entscheidung für entbehrlich; ob sie auch eine Ent­
schädigung rechtswirksam hätte ausschließen könnene Es 
meint, der mit der Verordnung angestrebte Zweck hätte 
wohl auch eine eigentliche-Enteignung gemäß Art 153 Abs 2 
Satz 2 WeimVerf gerechtfertigt» Doch hält es Zweifel für 
möglich, ob die Erdölverordnung als eine reichsgesetzlich 
ermächtigte Verordnung und damit als "Reichsgesetz" im

i
Sinne von Art 153 WeimVerf anzusehen se i; ohne die Frage 
zu entscheideno

Aus der Tatsache, daß Preußen früher bei bergrecht- . 
liehen Regelungen Entschädigungen gewährt hat, will das 
Berufungsgericht kein Recht für den Kläger herleiten, 
je tz t eine solche zu fordern» Es nimmt weiter darauf Be­
zug. daß die Gültigkeit der Erdölverordnung in Rechtspre­
chung und Schrifttum bisher nicht angezweifelt worden sei* 
Durch die spätere Gesetzgebung Preußens und des Reichs 
sieht es die Verordnung als geb illig t und sanktioniert 
an» Im hessischen Gesetz vom 6» Ju li 1952 '*GVB1 130), das 
die Erdölverordnung in den ehemals hessischen Teilen 
Hessens eingeführt hat, findet es eine weitere Bestätigung, 
daß der Ausschluß der Entschädigung auch mit den heutigen 
Anschauungen für vereinbar gehalten werde« Den Ausschluß 
einer Entschädigung hält es auch deshalb nicht für unbil­
lig , weil bei Erdöl überhaupt nicht fests te llbar se i, ob 
es aus dem Grundstücke stamme, auf dem gebohrt werde»

Demgemäß verneint das Berufungsgericht Ansprüche des 
Klägers wegen der Konzessionserteilung an die Gewerkschaft 
"Brigitta" im Jahre 1948 sowohl aus Amtspflichtverletzung
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wie aus Enteignung, da die Konzössionserteilung die von 
der ErdÖlverordnung beabsichtigte allgemeine Regelung 
lediglich in rechtlich einwandfreier Weise verwirkliche 
und deshalb mit der sie stützenden Norm als Einheit anzu­
sehen sei» Hierbei weist es auch die Ansicht des Klägers 
zurück, aus dem unterschiedlichen Wortlaut des § 5 des 
Phosphoritgesetzes und des § 3 der Erdölverordnung sei 
zu schließen, daß der Staatsvorbehalt beim Erdöl nur das 
Recht zum Aufsuchen und Gewinnen zum Inhalt habe, während 
das wirtschaftliche Verfügungsrecht dem Grundeigentümer 
verbleiben solle«

Aus den gleichen Gründen verneint das Berufungsge­
richt auch einen allgemeinen Aufopferungsanspruch des Klä­
gers 0

Eine Prüfung gemäß Art 14 GrundG hält es weder für 
den Erlaß der Erdölverordnung noch für die4 Konzessionser- 
teilung im Jahre 1948 für zulässig, da das Grundgesetz 
keine rückwirkende Kraft habe« Gegen die Annahme einer 
sich ste ts  von neuem verwirklichenden Enteignung im Sinne 
der Auffassung des Großen Senats für Zivilsachen des Bun­
desgerichtshofs 'BGHZ 6 , 270) äußert es Bedenken« Poch hält 
es eine abschließende Stellungnahme für entbehrlich, weil 
auch unter'Berücksichtigung des Art 14 GrundG eine Ent­
eignung nicht vorliegeo

Schließlich verneint das Berufungsgericht auch An­
sprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung»

II  0
Die Revision rügt Verletzung materiellen Rechts, 

insbesondere der §§ 839» 903 ff» 905 BGB, Art 131> 153
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WeimVerf, Art 14* 19, 34 GrundG, § § 1 , 2  PreußAllgBergG, 
des § 8 des preußischen Phosphoritgesetzes und der §§ 1 ff»
6 der preußischen Erdölverordnung„

Sie äußert zunächst gegen die Gültigkeit des § 8 
des Phosphoritgesetzes Bedenken« Schon aus diesem Grunde» 
aber auch aus anderen Erwägungen will sie der Erdölver­
ordnung die Kraft absprechen, in das Gefüge des preußi­
schen Bergrechts einzugreifen« Insbesondere hält sie den 
Verordnungsgesetzgeber nicht für befugt, einen Staatsvor­
behalt für Grundeigentümermineralien unter Ausschluß der 
Entschädigung einzuführen und von dem bis dahin konsequent 
festgehaltenen Entschädigungsgrundsatz des preußischen 
Hechts» insbesondere noch des Gesetzes vom 22« Ju li 1929 
und sogar noch des Phosphoritgesetzes selbst ( § 6) abzu­
weichen« Sie meint weiter, das Berufungsgericht wäre zu 
einem anderen Ergebnis gekommen, wenn es nicht den Tatbe­
stand einer Enteignung oder mindestens eines enteignungs­
gleichen Eingriffs in das Grundeigentum des Klägers ver­
neint hätte« Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts 
liege ein solcher Tatbestand vor» Zu einer Enteignung un­
te r  Ausschluß der Entschädigung entgegen der Hegel des 
Art 153 WeimVerf sei der preußische Minister für Wirt­
schaft und Arbeit keinesfalls ermäohtigt gewesen« Die Erd­
ölverordnung habe aber auch, wenn man ihre Gültigkeit 
im übrigen bejaht, eine Entschädigung des Grundeigentümers 
nicht wirksam ausgeschlossen« Die Hevision wendet sich 
schließlich auch gegen die Auffassung des Berufungsgerichts, 
eine Verletzung des Grundgesetzes komme deshalb nicht in 
Präge, weil dieses nicht zurückwirke« In den Ausführungen 
des angefochtenen U rteils hierzu will sie die Ansicht 
vertreten sehen, dem Kläger sei eine Art Stammrecht durch 
die Einführung des Staatsvorbehalts bereits früher end-
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gültig entzogen worden* Darin erblickt sie einen Wider­
spruch zu der vorherigen Beurteilung, das Hecht des 
Grundeigentümers auf Aufsuchen und Gewinnen des Erdöls 
und die Verfügungsmacht hierüber sei kein selbständiges 
Hecht neben dem Grundeigentum, vielmehr lediglich ein 
Ausfluß des Eigentümerrechts aus §, 903 BGB«

I I I o

l ie  Frage, ob die Einführung des Staatsvorbehalts 
durch die Erdölverordnung dem Kläger gegenüber als Teil­
enteignung seines Grundeigentums oder als enteignungs­
gleicher Eingriff anzusehen i s t ,  bedarf keiner Prüfung*
Denn selbst wenn man eine Enteignung oder die Voraussetzun­
gen eines ih r gleichstehenden Eingriffs bejahen wollte, 
würde die Entziehung des Hechtes des Klägers, aus seinem 
Grundstück Erdöl zu gewinnen-, unter Ausschluß einer Ent­
schädigung auch unter Beachtung des Art 133 Abs 2 Satz 2 
WeimVerf entgegen der Auffassung der Hevision wirksam 
durch § 3 Abs 1 und § 6 Abs 2 der Verordnung als einer 
Hechtsnorm der Heichsgesetzgebung angeordnet sein* Is t 
das aber der Fall, dann braucht nicht entschieden zu wer­
den, ob der Annahme einer Enteignung a lle in  schon die Tat­
sache entgegensteht, daß hier kein Einzeleingriff im Sinne 
der Auffassung des Großen Senats für Zivilsachen des Bun­
desgerichtshofs vorliegt (BGHZ 6 , 270 t/T2807)o Dabei könn­
te den Privatgutachten von Prof« Sch^B (S 18) und Prof«

(S 9) darin nicht gefolgt werden, daß der Große 
Senat die Entziehung des Eigentums in jedem Falle, auch 
bei allgemeiner gesetzlicher Regelung, als Enteignung an­
sehe « Der hierzu angeführte Satzs "In diesem Bahmen darf 
er -.der Staat) zwar nicht Eigentum entziehen «««c" (aaO 
S 278), findet sich in einer einleitenden Betrachtung
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über die Trennung der Begriffe Enteignung und Eigentums- 
bindung «Sozialbindung)« Die Folge der Verletzung die­
ses Grundsatzes spricht der Große Senat am Ende dieses 
Unterabschnitts aus« Danach führt ein Überschreiten der 
verfassungsmäßigen oder übergesetzlichen Grenzen bei An­
ordnung einer Sozialbindung nicht zur Enteignung, sondern 
zur Nichtigkeit des gesetzgeberischen Aktes« Erst im 
rechtswidrigen Einzelvollzug des nichtigen gesetzgeberi­
schen Aktes sieht der Große Senat die Möglichkeit enteig­
nungsgleicher Wirkung (aaO S 279 unten)« Damit sind zu­
gleich die Bedenken Schacks ausgeräumt, die Ansicht des 
Großen Senats lasse die Entschädigungspflicht bei einem 
unzulässigen allgemeinen Eingriff "unter den Tisch fallen" 
>JW 1954, 577 .'578 1 S j? ).

Dabei kann hier dahingestellt bleiben, ob und mit 
welcher Kraft Art 153 WeimVerf während der ersten Jahre 
des nationalsozialistischen Staates Geltung hatte« Denn 
jedenfalls ließ selbst diese Verfassungabestimmung in ih­
rem Absatz 2 Satz 2 eine Enteignung ohne Entschädigung zu, 
wenn ein Eeichsgesetz dies bestimmte (vgl Anschütz, Die 
Verfassung des Deutschen Reichs, 4« Bearb«, Art 153 Anm 12 
und H? RGZ 111, 123 RG vom 27« März 1928 -  VII
431/37 « Nachschlagewerk des Reichsgerichts Nr 33 zu 7/eim- 
Verf Art 153)« Diese Befugnis des Reichsgesetzgebers traf 
auch für den Erlaß von Rechtsnormen zu, die durch über­
schreiten der zulässigen Grenzen einer Inhaltsbestimmung 
des Eigentums im Sinne der Sozialbindung nach den Grund­
sätzen des Großen Senats für Zivilsachen (BGHZ 6 , 270 
/270/27<2 ') die Grundlage für einen enteignungsgleichen 
Eingriff im Falle ih rer Vollziehung schufen« Indem der 
Verfassungsgesetzgeber des Jahres 1919 eine Enteignung un­
te r  Ausschluß der Entschädigung gesta tte te , räumte er dem

c.



-  11

Reichsgesetzgeber diese Befugnis auch in Ansehen der 
Entziehung oder Belastung des Eigentums in einer der 
Enteignung gleichzustellenden Veise ein« Denn beide Tat­
bestände werden von einem Bechtsgedanken beherrschto Die 
Anwendung des Art 153 Abs 2 Satz 2 WeimVerf auf einen 
enteignungsgleichen Eingriff bedeutet deshalb keine un­
zulässige Ausdehnung einer Ausnahmevorschrift« Dabei i s t  
auch zu berücksichtigen, daß die Rechtsprechung den Be­
g riff  des ehteignungsgleichen Eingriffs erst nach und nach 
aus den Grundsätzen für die Enteignung entwickelt hat«
Wurde eine an sich unzulässige Ausdehnung der Sozialbin­
dung des Eigentums durch die Ausnahmebestimmung des Art 
153 Abs 2 Satz 2 WeimVerf gedeckt, dann tra t  die vom 
Großen Senat für Zivilsachen sonst angenommene Richtigkeit 
des betreffenden Gesetzes .BGHZ 6 , 270 nicht ein«

r

IV«

1o Den Angriffen der Revision gegenüber i s t  zunächst 
auf die rechtsirrtumsfreie Beurteilung des Berufungsge­
richts hinzuweisen, daß die Wirksamkeit der Erdölverordnung 
nach dem Recht zur Zeit ihres Erlasses zu beurteilen und 
die Frage nicht nach den Grundsätzen der Gegenwart zu be­
antworten ist« Insbesondere kann hierbei nicht auf Art 80 
Abs 1 GrundG zurückgegriffen werden, wie andererseits 
Art 129 GrundG sich auf die Zeit vom ersten Zusammentritt 
des Bundestags ».7® September 1949) an bezieht ('BVerfGE 
2 , 307; vgl auch die Beanstandung der Ermächtigung des 
§ 2 Abs 1 des Preisbildungsgesetzes vom 29® Oktober 1936 
durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20« Mai 
1955 - BVerwG V 0 14/55 -  in NJW 1955, 1693, das diese 
se it Inkrafttreten des Grundgesetzes ^nicht erst se it Zu­
sammentritt des Bundestags/ für ungültig erk lärt, während 
das Urteil vom 23« April 1954 - BVerwG II   ̂ 50/53 -  in



NOW *954«. 178’! der entsprechenden Ermächtigung des § 2 
Abs 1 des Preisgesetzes vom 10, April 1948, WiBGl 27. - 
mit verlängerter Geltungsdauer gemäß dem Bundesgesetz 
vom 29* März 1951, BGBl I 223 -  auch unter der Geltung 
des Grundgesetzes Wirksamkeit beilegt; vgl. dazu Hamann 
in NJW 1955, 8 und 1693)• Ebensowenig kann die Präge 
an der Hechtsauffassung gemessen werden, die zur Zeit 
der uneingeschränkten Geltung der Weimarer Verfassung 
bestanden hatte» Dagegen is t  der Hevision zuzustimmen. 
daß bei dem Zurückgreifen auf die im Jahre 1934 gelten­
den Grundsätze, vom Standpunkte heutigen rech tsstaa tli­
chen Denkens aus mit Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit zu 
prüfen i s t ,  oh diese Gesetzgebung mit dem Hecht der da­
maligen Zeit vereinbar i s t ,  und daß über etwaige Nach­
lässigkeiten der Verwaltung nicht hinweggesehen werden 
darf, wie diese damals zu beobachten waren»

Mit der Gesetzgebung des nationalsozialistischen 
Staates hat sich der Bundesgerichtshof bereits wieder­
holt befaßt (vgl z«Bo BGHZ 5, 76? 9, 34 und 390; IC, 350; 
NJW 1952, 1139 w JR 1952, 413 « Betrieb 1952, 716), Er 
hat dabei seine Hechtssetzungsbefugnis nach dem Staats­
recht beu rte ilt, daß sich der damalige Gesetzgeber selbst 
gesetzt hat. Dabei i s t  jedoch nicht a lle in  auf das fo r­
melle Verfassungsrecht abzustellen« das dieser Gesetzge­
ber ausdrücklich geschaffen hatte, sondern auch auf die 
faktische Entwicklung, welche diese Gesetzgebung auf Grund 
des "Ergreifens und des mehrjährigen Behauptens der Macht 
durch die nationalsozialistische Bevr. lv-tion genommen hatte 
So hat der erkennende Senat die Verordnung des "Führers 
und Reichskanzlers” zur Durchführung des Vierjahresplans 
vom 18» Oktober 1936 (RGBl I 887) als gültige Rechtsnorm 
gesehen 'BGHZ 5, 76), obwohl ein solcher Gesetzgebungsakt
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weder im Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich 
vom 24,• März i933 RGBl I , 141 , kurz "Ermächtigungsgesetz”) 
noch sonst in einer die leg islative regelnden Norm der 
damaligen Zeit seine Grundlage hatte« Im Zusammenhang 
damit hat der Senat auch darauf hingewiesen, daß die 
Übertragung gesetzgebender Gewalt auf die Exekutive 
auch dem konstitutionellen und dem parlamentarischen Re­
gie l’ungssystem durchaus nicht fremd sei (aaO S 101)«

Wenn der Senat andererseits im Urteil vom 12« Ju li 
1955 -  V ZR 51 #54 - dem Erlaß des "Pührers und Reichskanz- • 
le rsM über die weitere Vereinfachung der Verwaltung vom 
25« Januar 1942 die Gesetzeskraft abgesprochen hat, so be­
ruht das darauf, daß diesem Erlaß inhaltlich  kein gesetz­
gebender Wille zu entnehmen war (vgl S 16 f f  des U rteils, 
in BGHZ 18, 128 nicht mit abgedruckt)«

Der Bundesgerichtshof hat aber die sachliche Gültig­
keit der Rechtsnormen aus dieser Zeit s te ts  von der Prü­
fung abhängig gemacht, ob sie den Anforderungen eines Rechts­
staates entsprechen und ob sie etwa Unrecht s ta t t  Recht 
enthalten (vgl erkennenden Senat in BGHZ 5, 97; IIIo Zi­
vilsenat in NJW 1952, 1139? II« Zivilsenat in BGHZ 9« 34; 
Großer Senat für Zivilsachen in BGHZ 16, 350)« So i s t  z«B«
§ 3 der 11« Durchführungsverordnung zum Reichsbürgerge­
setz, der jüdisches Vermögen für dem Reiche verfallen er­
k lärte , für von vornherein nichtig erklärt worden«

Von dem grundlegenden Wandel der Gesetzgebung des 
nationalsozialistischen Staates geht die Revision selbst 
aus« Zunächst verlieh das Ermächtigungsgesetz vom 24« März 
1933 der Reichsregierung Gesetzgebungsgewalt mit der Be­
fugnis, die Verfässung zu ändern« Das Vorläufige Gesetz
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zur Gleichschaltung der Länder mit dem Heich vom 31« März 
1933 (RGBl I . 153* kurz «Erstes GleichschaltungsgesetzM) 
ermächtigte auch die Landesregierungen zur Gesetzgebung 
mit dem Rechte, zur Neuordnung der Verwaltung und zur 
Neuregelung der Zuständigkeiten auch von den Landesver­
fassungen abzuweichen« Bas Zweite Gleichschaltungsgesetz 
vom 7o April 1933 (RGBl I , 173) ^H eichsstatthaltergesetzjy 
e r te ilte  dem Reichsstatthalter in  den Ländern* einem 
Reichsorgan* die Befugnis* die Landesgeaetze auszuferti­
gen und zu verkünden* und ordnete für Preußen die Aus­
übung dieser Befugnis durch den Reichskanzler an»- Preußen 
erweiterte in einem noch vom Landtag beschlossenen Ge­
setze zur Behebung, der Not von Volk und Land vom 1. Juni
1933 /GS 198) ■------------------- - -»   t t '-
die Befugnis des Staatsministeriums* auch zu anderen 
Zwecken.als im Reichsstatthaltergesetz angeführt von der 
Verfassung abzuweichen„ Bas Gesetz über den Neuaufbau des 
Reichs vom 30« Januar 1934 (RGBl I* 75) hob die Volksver­
tretung der Länder auf* übertrug die Hoheitsrechte der 
Länder auf das Reich und ermächtigte die Reichsregierung, 
neues Verfassungsrecht zu setzen« Bie Erste Verordnung 
über den Neuaufbau des Reichs vom 2« Februar 1934 (RGBl I*
81) übertrug die Wahrnehmung der von den Ländern übernomme­
nen Hoheitsrechte den Landesbehörden zur Ausübung ,fim Auf­
träge und im Namen des ’Reichs«, soweit dieses sie nicht 
selbst wahmahm« und un terste llte  die Landesgesetzgebung
der Zustimmung des zuständigen Reichsministers»

. V*

Bas Reichsgericht hat die Landesgesetze, die auf die­
se Weise zustandegekommen waren* staatsrechtlich  als 
Reichsgesetze, wenn auch mit begrenzter ö rtlicher Geltung 
angesehen (RGZ 152, 86; 153, 244 7247/2487; 167, 373 73787).
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Zwar hat das Reichsgericht dabei an dem Grundsatz festge­
halten» daß Reichsrecht Landesrecht bricht, in dem 
Sinne, daß diese Gesetze neuer Art den von der Reichsre­
gierung unmittelbar erlassenen Reichsgesetzen nicht zu­
widerlaufen dürften, soweit ihnen die Reichsregierung 
nicht selbst diese Wirkung beilege0 Trotzdem hat es ihren 
Charakter als Reichsgesetze mit örtlich  begrenzter Gel­
tung bejaht» An dieser Wertung ändert die Tatsache nichts, 
daß das Reichsgericht ihnen die R evisib ilitä t als Reichs­
recht im Sinne des § 549 ZPO abgesprochen hat« Diese Beur­
teilung unter einem besonderen Gesichtspunkt des Verfah - 
rensrechts ändert nichts an der Einordnung dieser Ge­
setze vom staatsrechtlichen Standpunkt aus« Ungeachtet 
der Wesensverschiedenheit dieser Gesetze handelt es sich 
um Reichsgesetze« Denn Hoheitsrechte der Länder gab es 
nicht mehr, die sich in der Gesetzgebung hätten auswirken 
können, was auch in der Verkündung dieser Landesgesetze 
"Im Hamen des Reichs" s'einen sichtbaren Ausdruck fand 
•vgl auch Huber, Verfassungsrecht des Großdeutschen Reichs, 

Auf1* 1939? S 248)« Der Senat hat sich dem Gedanken­
gang des Reichsgerichts angeschlossen (BGHZ 18; 128 
:J3 3 /1357')o

2o Aus den vorstehenden Gründen folgt zunächst, daß 
das Berufungsgericht, das preußische Phosphoritgesetz vom 
16« Oktober 1934, auf dessen Ermächtigung sioh die Erdöl­
verordnung s tü tz t, entgegen der Auffassung der Revision 
ohne Rechtsirrtum als wirksam erlassenes Reichsgesetz an­
sieht o Die Bedenken der Revision hiergegen werden überdies 
von dem Gutachten S 19 f f  nicht geteilt« Aus dem
Verlust der Hoheitsrechte der Länder und aus der s taa ts­
rechtlichen Veränderung der Stellung der Landesregierun­
gen zu Organen des Reiches i s t  nicht etwa herzuleiten7 daß
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die von diesen künftig erlassenen Gesetze keine "echten 
Gesetze"» sondern bloße Verordnungen seien» Diese Auf« 
fas sung wird zwar im Privatgutachten von Prof» Werner 
WeO »’S 11) vertreten« Indessen betreffen der Aufsatz 
des Gutachters in ZAkDR 1939» 367 (Reichsrecht-Landes­
recht-Reichsgaurecht) und die dort angeführten Ansichten 
von Huber in DR 1939, 276 sowie Peters in DR 1939, 426 
einen viel späteren Zeitpunkt der Verfassungsgesetzgebung, 
die damals ja ständig in Pluß war« Werner We^p s tü tz t 
seine Ansicht wesentlich auf § 5 Abs 1 des Ostmarkgesetzes 
vom 14» April 1939 (RGBl I 777) und § 4 Abs 1 des Sudeten­
gaugesetzes vom 14« April 1939 (RGBl I 780) nach dem Vor­
bild von § 4 Abs 1 des Gesetzes über die Verfassung und 
Verwaltung der Hansestadt Hamburg vom 9» Dezember 1937 
•RGBl I 1727)» Diese Gesetze konnten aber nicht auf die 
Rechtslage im Jahre 1934 zurückwirken» Im übrigen enthal­
ten sie Sonderregelungen für bestimmte Gebiete» Dabei is t  
besonders auf den ersten Satz des § 4 Abs 1 des Gesetzes 
vom 9» Dezember 1937 hinzuweisen ("die Befugnis zur Lan- 
desgesetzgebung entfällt")«  Damit wurde das Bestehen ei­
ner Landesgesetzgebung und nicht nur eines Verordnungs­
rechts bis zu diesem Zeitpunkt bestätig t und durch das 
Außerkraftsetzen für die Hansestadt Hamburg m ittelbar das 
Portbestehen in  den übrigen Ländern bis auf weiteres be­
kundet« Im übrigen führt Werner Wefli am Eingang seines 
Aufsatzes in ZAkDR 1939, 367 selbst aus, neben den Reichs­
gesetzen könne für eine n»chgeordnete und abgeleitete 
Rechtssetzüng die Porm des "Gesetzes" auf die Dauer nicht 
erhalten bleiben»

Nachdem Art 2 des Gesetzes über den Neuaufbau des 
Reiches die Hoheitsrechte der Länder nicht schlechthin 
vernichtete, sondern eben auf das Reich übertragen hatte, 
bedeutete der Auftrag an die Landesregierungen gemäß § 1 
der Ersten Verordnung zu diesem Gesetz keine Rückübertra-
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gung landesrechtlicher Hoheitsrechte, sondern eine Dele­
gation nunmehr reicherechtlicher Hoheitsrechte mit räum­
licher Begrenzung auf das bisherige Staatsgebiet eines 
jeden Landes und zwar, wie sieh aus § 3 ergibt« einschließ­
lich der Gesetzgebung«, Für deren Ausübung blieben die bis­
herigen reiche- und landesrechtlichen Normen weiterhin 
maßgebend, soweit die neue Ordnung nichts anderes bestimm­
te o Dieser i s t  aber weder ein Außerkraftsetzen des Ersten 
Gleichschaltungsgesetzes und des Preußischen Ermächtigungs­
gesetzes noch ein Herabdrücken der künftigen "LandesMge- 
setzgebung kraft reichsrechtlicher Delegation zu bloßer 
Verordnungsgesetzgebung zu entnehmen» Eine Untersuchung 
der Frage, ob die auf Ermächtigung beruhende Befugnis, 
gesetzesvertretende Bechtsverordnungen zu erlassen, grund­
sätzlich weiter übertragen werden darf bzw» ob dies nach 
dem damaligen Verfassungsrecht zulässig gewesen war, er­
übrigt sich daher« Dem Berufungsgericht i s t  auch darin zu 
folgen, daß es mit der Zustimmung der Reichsregierung laut 
Verkündungsvermerk des Phosphoritgesetzes auch die Voraus­
setzung des § 3 der Ersten Verordnung über den Neuaufbau 
des Reichs, d c h «  der Zustimmung des zuständigen Reichsmi­
nisters (hier des Reichswirtschaftsministers) als e rfü llt 
ansiehto Wenn diese Vorschrift die Zustimmung des zustän­
digen Reichsministers vorschrieb, s te l l te  sie ein Mindest­
erfordernis für die Mitwirkung eines obersten Reichsorgans 
auf« dem durch die Zustimmung der gesamten Reichsregierung 
erst recht genügt wurde» Auf die damalige Personeneinheit 
des Reichswirtschaftsministers und des preußischen Mini- •

sters für Wirtschaft und Arbeit und die daraus zu sichender 
Folgen braucht deshalb nicht eingegangen zu werden»

3» a) Somit lieg t der Erdölyerordnung - im allgemeiner 
betrachtet -  ei ne wirksame reichsgesetzliche Ermächtigung
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zugrunde« Biese Verordnung is t  auch, soweit sie in die 
Hechte des Grundeigentümers unter Ausschluß einer Ent­
schädigung e in g riff , zunäohst in formeller Hinsicht ge­
sehen durch § 8 des Phosphoritgesetzes gedeckt« Hier is t  
darauf hinzuweisen, daß dieses Gesetz zwei verschiedene 
Ermächtigungen enthält» Burch § 9 Ahs 3 wurde dem preußi­
schen Minister für Wirtschaft und Arbeit die Befugnis er­
t e i l t ,  zur Burchführung und Ergänzung dieses Gesetzes 
Hechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorschriften 
zu erlassen. § 8 gab ihm außerdem das Hecht, die Vor­
schriften dieses Gesetzes ganz oder teilweise auf andere, 
dem Verfttgungsrecht des Grundeigentümers unterliegende 
Mineralien und Gesteine durch Verordnung für anwendbar 
zu erklären« Hierbei durfte er auch Vorschriften er­
gänzenden oder abweichenden Inhalts erlassen. Wenn hierbei 
im Gegensatz zu § 9 nur von bloßer Verordnung die Hede 
i s t ,  so kann der Inhalt der Ermächtigung keinen Zweifel 
lassen, daß diese sich auch auf Hechtsverordnungen, und 
zwar gesetzesvertretender Art (vgl Jacobi, Handbuch des 
deutschen Staats rechts I I , 236 7248/249,7$ Tasche, IIJW 
1952, 407 /408 r.S p ^ ) erstreckte» In § 9 Abs 3 gab le ­
diglich das Nebeneinanderstellen zu den VerwaltungsVor­
schriften Anlaß, die Ermächtigung zum Erlaß von Hechtsver­
ordnungen zu betonen» Aus dem Gegensatz der beiden Vor­
schriften, aus dem weitgehenden Wortlaut des § 8 , insbe­
sondere aus der Befugnis, das Gesetz auf andere Minera­
lien  und Gesteine zu erstreiken und hierbei Vorschriften 
abweichenden Inhalts zu erlassen, is t  auf eine weitgehen­
de und uneingeschränkte Ermächtigung zu «schließen, deren 
Grenze lediglich in bereits bestehendem Reichsgesetzes­
recht zu finden war« Auf die subjektive Auffassung des 
preußischen Ministers für Wirtschaft und Arbeit, der sich 
bei Erlaß der Erdölverordnung nicht berechtigt glaubte,
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das preußische Gesetz vom 22» Ju li 1929 abzuändern (vgl 
Begründung der Verordnung in ZeitschrfBergR 75, 369), 
kam es nicht an» Biese Delegation durch eine Rechtsnorm 
im Range eines Reichsgesetzes gab dem preußischen Minister 
die Macht, eine gesetzesvertretende Verordnung ebenfalls 
im Range eines. Reichsgesetzes zu erlassen« Damit war in 
formeller Hinsicht die Voraussetzung geschaffen, die 
Ausnähme des Art 153 Abs 2 Satz 2 WeimVerf zu verwirkli­
chen, und es i s t  unerheblich, daß diese Befugnis in der 
Hand eines einzelnen Ministers lag»

b) Der Revision i s t  zuzugeben, daß diese umfangrei­
che Ermächtigung in mater ie lle r  Hinsicht in Ansehen des 
Ausschlusses einer Entschädigung besonders weitgehend er­
scheint, nachdem der Ermächtlgungsgesetzgeber, die preußi­
sche Staatsregierung« im Phosphoritgesetz selbst noch 
kurz zuvor am Grundsatz der Entschädigung festgehalten 
hatte»

Das Berufungsurteil le i te t  aus der Ermächtigung des 
§ 8 des Phosphoritgesetzes die Befugnis des preußischen 
Ministers für Wirtschaft und Arbeit her, den Inhalt des 
Grundeigentums dadurch zu bestimmen, daß er dem Eigentü­
mer das Recht entzieht, Erdöl aufzusuchen und zu gewin­
nen und betrachtet diese Anordnung als im Rahmen der So­
zialbindung liegend» Dir Senat hat dagegen nach der Ab­
grenzung des Problems im Abschnitt III  zu prüfen, ob die­
se Ermächtigung auch die Berechtigung umfaßt, eine Ent­
schädigung auszuschließen, fa lls  die Einführung des Staats- 
Vorbehalts als Enteignung anzusehen i s t  oder die zulässi­
gen Schranken der Sozialbindung durchbricht» Gleichwohl 
sind die Ausführungen des Berufungsgerichts hier nicht 
ohne Bedeutung, weil die eingehende Untersuchung des Prob­
lems auch bei der Entscheidung der Frage eine Rolle sp ie lt.
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ob die Ermächtigung die Befugnis einscbließt, eine reichs­
rechtliche Rechtsnorm in Gestalt einer Rechtsverordnung 
im Sinne des Art 153 Abs 2 Satz 2 WeimVerf zu schaffen,, 
Demgemäß lieg t hier das Gewicht nicht auf der Ausdehnung 
des Staatsvorbehalts auf Erdöl und die ihm gleichgestell­
ten Stoffe, sondern auf dem Ausschluß einer Entschädi­
gung»

Daß der preußische Minister für Wirtschaft und Ar­
beit gemäß § 8 des Phosphoritgesetzes berechtigt war» 
den Staatsvorbehalt auch für Erdöl anzuordnen» is t  nach 
dem eindeutigen Wortlaut dieser Vorschrift nicht zu be­
zweifeln» Es i s t  dazu auf die rechtsIrrtumsfreien Ausfüh­
rungen des Berufungsgerichts zu verweisen» daß der Be­
g riff  ’Mineral” im bergre'chtlichen Sinne» der sich mit 
dem mineralogisch definierten Begriffsinhalt nicht immer 
deckt »’vgl Kießling-Ostern, Bayerisches Berggesetz, Art 1 
Anm 2), auch das Erdöl umfaßt [vgl hier auch das frühere • 
preußische Gesetz betreffend die Ausdehnung einiger Be­
stimmungen des Allgemeinen Berggesetzes vom 24» Juni 1865 
auf die Aufsuchung und Gewinnung von Erdöl vom 6» Juni 
1904, GS. 105).

Demgemäß i s t  zunächst die Rüge im allgemeinen unbe­
gründet, der Minister sei nicht befugt gewesen, in das Ge­
füge des preußischen Bergrechts einzugreifen» Daß sich 
dieses Rechtsgebiet in ständiger Entwicklung befand, zei­
gen die Darlegungen dfes Berufungsgerichts über die Gestal­
tung der Berggesetzgebung in den deutschen Staaten und 
wird für Preußen durch einen Blick auf die Novellengesefcz- 
gebung bestä tig t, wie sie  z.B. von Reuß-Grotefend-Dapprich 
«Das Allgemeine Berggesetz, 10. Aufl, S 7) am Eingang ih­
rer Erläuterungen zusammengestellt i s t .  Unerheblich is t  
auch, ob das Phosphoritgesetz auf Drängen des Reichsar-



be its  ebenstes zurückzuführen i s t ,  wie die Revision un­
te r  Berufung auf Klapper .ZeitschrfBergR 94« 68 /"W“) 
meint« Nicht der Anlaß«- sondern der Inhalt des Gesetzes 
i s t  für die Auslegung der Ermächtigung entscheidende In­
sofern kann daher der Revision nicht darin gefolgt wer-- 
den: der Minister für Wirtschaft und Arbeit habe Rechts- 
vererdnungen ergänzenden und erweiternden Inhalts nur 
erlassen dürfen, fa lls  diese flir die Belange des Reichs­
arbeitsdienstes geboten gewesen wären0 Die Berufung auf 
die Jahrhunderte a lte  Entwicklung der Berggesetzgebung 
und auf ihre Zurückhaltung in .Ansehen des Einführens von 
Staatsvorbehalten versagt hier gerade beim Erdöl« das in 
der Vergangenheit in Deutschland eine untergeordnete Rolle 
gespielt hatte» infolge der wissenschaftlichen und tech­
nischen Entwicklung aber innerhalb eines verhältnismäßig 
kurzen Zeitraums eine erhebliche Bedeutung gewonnen hatte 
vgl Hassmannr Das Erdöl in Deutschland, '950 S 23 ff)*» 

Damit wurde die Gesetzgebung vor ein völlig neues Problem 
gestellte das mit den fortschreitenden Erfolgen der Bohr­
versuche und der Verbesserung der Gewinnung eine immer 
größere Bedeutung erlangte0 Die läge i s t  deshalb hier 
völlig anders zu beurteilen als z»Bo die auf der h is to ri­
schen Entwicklung beruhenden Eigentümerrechte an Salzen 
und Salzquellen in der ehemaligen preußischen Provinz 
Hannover und an Braunkohlen im sogenannten Mandatsgebiet«
Aus der Wahrung dieser Rechte durch die preußische Ge­
setzgebung ’vgl Verordnung betreffend die Einführung des 
Allgemeinen Berggesetzes vom 24» Juni 1Q65 in das Gebiet 
des vormaligen Königreichs Hannover vom 8 . Mai "867«
GS 60*, und Gesetz betreffend die Rechtsverhältnisse des 
Stein- und Braunkohlen-Bergbaues in denjenigen Landes- 
teilen , in welchen das Kurfürstlich Sächsische Mandat 
vom 19o August 1743 Gesetzeskraft hat. vom 22« Februar^869»
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GS 40') kann daher kein Rückschluß auf eine enge Ausle,- 
gung des § 8 des Phosphoritgesetzes gezogen werden«» Bei 
Erdöl kann mit der Revision nicht wie in den vorstehend 
angeführten Fällen angenommen werden, das Recht der 
Grundeigentümer zur Gewinnung sei se it langem im Bewußtsein 
der Allgemeinheit fest verankert gewesen«» Mit Rücksicht 
auf die völlig neue Problemstellung in Ansehen des Erd­
öls i s t  vielmehr der Vorwurf nicht berechtigt, der Ver­
ordnungsgesetzgeber sei mit einem Federstrich über eine 
Entwicklung von fast einem Jahrhundert hinweggegangen*

Zutreffend verweist auch das Berufungsgericht auf 
die besonderen geologischen Verhältnisse des Erdöls* Sein 
Vorkommen lieg t nicht nur gewöhnlich in außerordentli­
chen Tiefen, sondern i s t  auch oft hinsichtlich der Zuge­
hörigkeit zum einzelnen Grundstück zweifelhaft« Auch 
dieser Gesichtspunkt gab dem Gesetzgeber Anlaß« das Sach­
gebiet besonders und abweichend von der allgemeinen Obung 
zu regeln* In diesem Zusammenhang i s t  auch auf die Ten­
denz der Gesetzgebung zur Vergesellschaftung von Natur­
schätzen zu verweisen» Biese hat nicht nur im Grundgesetz 
ihren Niederschlag gefunden (vgl Art 15? 74 Nr 15) 9 son­
dern war auch der Weimarer Verfassung nicht fremd (’Art 
155 Abs 4* besonders aber Art 7 Nr 13)* Gewiß rechtfertig­
te dieser Wille des Verfassungsgesetzgebers nicht die 
entschädigungslose Entziehung, die hier in Frage steht«,
Wie aber schon aus Art 153 Abs 2 Satz 2 WeimVerf eindeu­
tig  hervorgeht, handelt es sich bei einer solchen keines­
wegs um eine Verwirklichung nationalsozialistischen Ge­
dankengutes» Aber auch früherer rechtsstaatlicher An­
schauung war eine solche Möglichkeit nicht fremd» Bei der 
Beratung des § 905 BGB § 849 des I 0 Entwurfs) in der
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2 .. Kommission wurde beantragt, die Vorschrift zu s tre i­
chen. "weil er eine theoretische Spekulation der römi­
schen Juristen enthalte" und "als absoluter Rechtssatz 
gefaßt zu unsinnigen Folgerungen führe"«, Im Zusammen­
hang damit wurde gelten<3gemachtf es erscheine nicht an­
gängig.. den Machtbereich des Grundeigentümers durch eine 
allgemeine privatrechtliche Norm angemessen zu begren­
zen., vielmehr sei es Aufgabe des öffentlichen Rechtes. 
durch eine Erweiterung des Enteignungsrechtes, insbeson­
dere die Anerkennung eines solchen ohne Entschädigungs- 
pflichte den Bedürfnissen des heutigen Verkehrs Befrie­
digung zu verschaffen* Die 2«. Kommission lehnte zwar den 
Antrag ab, indessen nicht weil sie etwa diesen Gedanken- 
gang mit rechtsstaatlichem Denken für unvereinbar h ie lt, 
sondern weil sie eine gesetzliche Begrenzung des Rechts 
des Eigentümers für nötig erachtete, in der sie zunächst 
eine Frage des bürgerlichen Rechts sah, sie daher nicht 
der Öffentlichrechtlichen Sondergesetzgebung überlassen 
wollte 'vgl hierzu Protokolle I I I ,  121/122 Mugdan I I I ,  
579) -. Eine Unwirksamkeit der Ermächtigung des § 8 des 
Phoaphoritgesetzes wegen eines Unrechtsgehaltes kann 
nach alledem ebensowenig in Betracht kommen wie eine sol­
che der Erdölverordnung selbst«.

Wenn im Gegensatz zu dieser Verordnung das Gesetz 
über einen erweiterten Sfaat^vorbehalt zur Aufsuchung und 
Gewinnung von Steinkohle und Erdöl vom 22* Ju li 1929 \,GS 
87) bis zu seiner Änderung durch das Gesetz zur Änderung 
berggesetzlicher Vorschriften vom 24o September ^37 
(GS 93) noch eine Entschädigung des Grundeigentümers vor­
sah, so führt die Revision selbst aus, dieses Gesetz habe 
nur in Gebieten gegolten, in denen nach dem damaligen 
Stand der Forschung mit dem Auffinden von Erdöl nicht'zu
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rechnen gewesen sei« Insofern hatte also das Zugeständ­
nis einer Entschädigung keine wesentliche praktische 
Bedeutung! auch war es in der kurzen Zeitspanne vom 
Jahre 1929 bis zum Erlaß der Erdölverordnung im Jahre 
1934 noch nicht in das Bewußtsein der Allgemeinheit als 
unabänderlich eingedrungen«» Die Erdölverordnung bedeutet 
deshalb keine Verletzung eines allgemeinen Grundsatzes, 
welche die Wirksamkeit der Gesetzgebung hätte in Frage 
ste llen  können0 Wie oben unter a) bereits ausgeführt, 
h ie lt sich der Minister für Wirtschaft und Arbeit nicht 
für ermächtigt, das Gesetz vom 22« Ju li 1929 zu ändern 
•,vgl ZeitschrfBergB 75.« 369) o Die Bedenken der Revision, 
die Erdölverordnung könne die Entschädigungspflicht nach 
diesem Gesetz in unzulässiger Weise beseitig t haben, sind 
daher unbegründeto Die vorübergehende Verschiedenheit 
der rechtlichen Regelung in den einzelnen Gebieten bei 
geringer tatsächlicher Auswirkung in den entschädigungs- 
berechtigten Teilen bis zum Erlaß des Gesetzes vom 24o Sep­
tember 1937 kann andererseits nicht die Ungültigkeit der 
Ermächtigung und der Erdölverordnung zur Folge haben«
Eine besondere Betonung des Gleichheitsgrundsatzes würde 
hier dazu führen, vom Gesetz zu fordern, die vom Verfas­
sungsgesetzgeber bewußt als Ausnahme bestimmte Möglich­
keit, eine Entschädigung gemäß Art 153 Abs 2 Satz 2 Weim- 
Verf zu versagen, diesem Willen zuwider auszudehnen0

Wenn die Schäden, die der Erdölförderung im allge­
meinen durch einen schrankenlosen Grundeigentümerbetrieb 
drohten, auch auf andere Weise als durch Ausschalten des 
Grundeigentümers hätten behoben werden können, so kann doch 
aus dem vom Gesetzgeber beschrittenen Weg kein Grund für 
die Unwirksamkeit der Ermächtigung und der Verordnung her­
ge le ite t werden*
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•Ebensowenig kann dem Gedankengang der Revision ge­
folgt werden« der sich auf das Privatgutachten von Prof* 

stützt?

Dem § 8 des Phosphoritgesetzes is t  nicht zu ent­
nehmen , daß er nur zur Regelung minderer Bedeutung oder 
gar nur zu unbedeutenden Randregelungen ermächtigen woll­
te .. Dagegen spricht schon ihre Ausdehnung auf andere der 
Verfügung des Grundeigentümers unterliegende Mineralien 
und Gesteine ohne jede sachliche Begrenzung« Der bisher 
beachtete Grundsatz der Entschädigungspflicht war für 
die Grundeigentümermineralien noch nicht von solchem hi­
storischem Gehalt, daß eine Abweichung als Verstoß gegen 
die Strukturprinzipien im Sinne des Gutachtens angesehen 
werden könntec Der Ausschluß einer Entschädigung durch 
die ‘Verordnung, nicht durch das ermächtigende Gesetz mag 
außergewöhnlich gewesen sein« Dies i s t  indessen kein 
durchschlagender Grund für die Annahme eines Überschrei­
tens der Ermächtigung« Die Auffassung aber, der Gesetzge­
ber des Phosphoritgesetzes könne nicht den Willen gehabt 
haben, eine so weitgehende Ermächtigung zu erteilen« wie 
sie der Minister für Wirtschaft und Arbeit ausgeübt hat 
d,h* hier von der Ausnabmebefugnis des Art 153 Abs 2 

Satz 2" WeimVerf Gebrauch zu machen), wird durch die spä­
tere Entwicklung widerlegt, auf die das Berufungsgericht 
im einzelnen verweist« Denn das auf dem damals geltenden 
Gesetzgebungswege erlassene preußische Gesetz zur Ände­
rung berggesetzlicher Vorschriften vom 24* September 1937 
GS 93) geht von der Gültigkeit der Erdölverordnung aus«1 

indem es deren Bestimmungen über den Staatsvorbehalt auf 
die unter das Gesetz vom 22- Ju li 1929 fallenden Gebiete 
bei gleichzeitiger Aufhebung dieses Gesetzes erstreckte, 
um die Rechtsgleichheit herzustellen (vgl hierzu auch die



Begründung des Gesetzes vom 24-» September ’937 in Zeitschi>- 
fBergR 76, 174)o Es braucht hier nicht zur Auffassung des 
Berufungsgerichts Stellung genommen zu werden, darin l ie ­
ge eine «Sanktion** der Erdölverordnungs und nicht unter­
sucht zu werden, unter welchen Voraussetzungen und mit 
welcher Wirkung der Entstehungsmangel einer Rechtsnorm 
durch einen späteren Gesetzgebungsakt geheilt werden kann« 
hier handelt es- sich lediglich darum» aus dem Gesetz vom 
24« September 1937 einen Rückschluß auf den Willen des 
Ermächtigungsgesetzgebers des Phosphoritgesetzes zu zie­
hen» Dieser Schluß bestätig t die Auslegung der Ermächti­
gung im oben dargelegten Sinne» Ein solcher Schluß könn­
te dann allerdings unzulässig sein, wenn eine solche Aus­
legung mit dem Inhalt der Ermächtigungsnorm unvereinbar 
wäre, da le tz tlic h  entscheidend immer der im Gesetzeswort­
laut zum Ausdruck gekommene Wille des Gesetzgebers ist«

t
Ein solcher Widerspruch lieg t indessen nicht vor« Zutref­
fend verweist das Berufungsgericht ferner noch auf die 
Verordnung des Reichsministers des Innern über das Berg­
recht in Groß-Hamburg vom 25» März 1937 (RGBl I  426), eine 
gesetzesvertretende Rechtsverordnung auf Grund der Ermäch­
tigung des § 14 des Gesetzes über Groß-Hamburg und andere 
Gebietsbereinigungen vom 26, Januar 1937 (RGBl I 91)« Durch 
sie wurden Phosphoritgesetz und Erdölverordnung im Band 
Hamburgr in Kraft gesetzt» Ergänzend is t  dazu noch die 
Verordnung über die Einführung von Vorschriften auf dem 
Gebiete des Bergwesens im Saarland vom 23» Februar *935 
•'RGBl I 66) anzuführen, durch die beide auch in diesem Ge­
biet Geltung erlangten» Dabei i s t  von besonderer Bedeutung, 
daß diese Reichsverordnung nur wenige Monate nach Erlaß 
der Erdölverordnung erging, also in einem Zeitpunkt, als 
die Vorgänge im Zusammenhang mit le tz te re r den beteilig ­
ten Dienststellen noch aus jüngster Vergangenheit gegen­
wärtig wareno Dadurch hat auch der Reichsgesetzgeber zum
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Ausdruck gebracht, daß er in der Einführung des Staats­
vorbehalts für Erdöl unter Ausschluß der Entschädigung 
kein Überschreiten der Ermächtigung des § 8 des Phosphorit­
gesetzes erblickte, und überdies, daß diese Ermächtigung 
selbst dem Willen des Reichsgesetzgebers entsprach»

Vo

Is t  somit dem Berufungsgericht im Ergebnis beizu­
treten, daß* die Erdölverordnung dem Kläger das Hecht: Erd­
öl auf seinem Grundstück aufzusuchen und zu gewinnen un­
te r  Ausschluß einer Entschädigung wirksam entzogen hat, 
so versagen auch die Angriffe der Revision dagegen, daß 
das Berufungsgericht den Sachverhalt nicht dem Entei^nungs- 
recht des Grundgesetzes u n te rste llt hat*

Ile Auffassung, daß hier kein Eingriff vorliege, der 
sich ste ts von neuem als Enteignung verwirkliche, wie dies 
der Große Senat für Zivilsachen für die ihm vorgelegten 
Tatbestände in BGHZ b, 270 angenommen hat, i s t  fre i von 
Rechtsirrtunu Da eben der Eingriff in das Eigentum des 
Klägers bzw» in sein Gewinnungsrecht nach dem damals gel­
tenden Hechte wirksam erfolgte, wurde mit der Entziehung 
des Gewinnungsrechtes der Eingriff abgeschlossen 'BGHZ 12, 
n89 £1*92/1937 K Mit dem Inkrafttreten der Erdölverordnung 
erlosch das Hecht des Grundeigentümers zur Aufsuchung und 
Gewinnung von Erdöl !§ 3 Abs 1)*> Diese allgemeine Rege­
lung wurde lediglich durch § 3 Abs 2 insofern abgewandelt, 
als Ausbeutungsverträge unberührt blieben, die der Grund­
eigentümer vor dem Erlöschen seines Hechts abgeschlossen 
hatte» In der Hand des Ausbeutungsberechtigten se tz te ' 
sich also das Hecht des Grundeigentümers fo rt, indessen 
gebunden an den Bestand des AusbeutungsVertrags» Denn nur
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in der Hand des anderen Vertragsteils so llte  das be- 
zeichnete Recht erhalten bleiben* Mit dem Ende eines sol­
chen Vertrags f ie l  das Recht nicht etwa entgegen § 3 
Abs 1 an den Grundeigentümer zurück, sondern wurde das 
bisher nur gehemmte Erlöschen wirksame Ras tra f  im Ralle 
des Klägers für den 11« Januar 1936 zu, als der Vertrag 
für das hier in Betracht kommende Grundstück zufolge 
der Teilkündigung der Gewerkschaft endete»
Eamit erlosch das Recht des Klägers und wurde der Staats­
vorbehalt voll wirksam» Alle folgenden Vorgänge, so die 
ausdrückliche Inanspruchnahme des Staatsvorbehalts sei­
tens der Bergbehörde, der Abschluß des neuen Ausbeutungs­
vertrags vom Jahre 1948, das Vereinnahmen von Förderzins- 
durch das beklagte Land, die Verhinderung des Klägers, 
selbst aus dem Erdölvorkommen Nutzen zu ziehen, bedeute­
ten keine Eingriffe in ein Recht des Klägers» Renn ein 
solches bestand nicht mehr, nachdem sein Grundeigentum in 
gesetzlich zulässiger Weise inhaltlich  beschränkt bzw» 
sozial gebunden worden war« Rem Großen Senat für Zivil­
sachen lagen dagegen Sachverhalte vor, bei denen die Woh­
nungsbehörde rechtswidrig bzw» ohne Rechtsgrundlage, wenn 
auch ohne Verschulden in Rechte des Grundeigentümers bzw» 
des Wohnungsinhabers einbegriffen hatte (BGHZ 6 , 270; 
Leitsätze I 2 und 3)« Ras Problem, daß erst die Vollzieh 
hung eines nichtigen Gesetzes den enteignungsglriehen Ein­
g riff  darstellen könpte (aaO S 279) > kommt im vorliegen­
den Fall nicht in Betracht»

Eine andere Beurteilung kann auch dann nicht in Frage 
kommen, wenn man mit der herrschenden Meinung die Grund­
eigentümermineralien als Bodenbestandteile dem Eigentum 
des Oberflächeneigentümers zurechnet (so ausdrücklich § 1
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Abs 2 des sächsischen Allgemeinen Berggesetzes vom 31o 
August 19:0 und § 3 Abs 2 des oesterreichischen Berg­
gesetzes vom 10* März 1954 und mittelbar § 1 Abs 1 des 
bayerischen Berggesetzes vom 13« August 1910) und davon 
für Erdöi mit Rücksicht auf seine meist flüssige Gestalt 
und zweifelhafte Lagerstätte keine Ausnahme macht« Da­
für, daß die Einführung des Staatsvorbehalts das Erdöl 
herrenlos gemacht hätte, wie es die bergbaufreien Minera­
lien sind • RGZ 135? 197 J[S0l7), fehlt Jede gesetzliche 
Grundlage«' Das Wirksamwerden des Staatsvorbehalts hätte 
dann nichts daran geändert, daß das Erdöl auf seiner La­
gerstätte  im Eigentum des Klägers geblieben wäre, bis es 
sich die Gewerkschaft wie sonst im Falle der
bergbaufreien Mineralien der Bergwerkseigentümer 'BGHZ 17; 
223 12287*) im Zuge der laufenden Förderung angeeignet hätte 
und künftig noch aneignen würde« Diesen einzelnen Aneig­
nungsakten käme indessen in der hier zu beurteilenden 
Beziehung keine selbständige Bedeutung zu« Dabei is t  auf 
den Unterschied der Regelung des Staatsvorbehalts für berg­
baufreie Mineralien und für Grundeigentümerminerallen zu 
verweisen« Während der Staat im ersten Falle das Bergwerks­
eigentum erst durch Verleihung seitens des Wirtschaftsmi­
nisters . früher des Ministers für Handel und Gewerbe, er-

V,
wirbt § 38 PrAllBergG), kommt eine solche Verleihung für 
Grandeigentümermineralien nicht in Betracht. Wenn auch das 
Bergrecht für den Grundeigentümerbergbau in vielfacher Hun- 
sicht g ilt  ''wegen des Erdöls vgl § 2 des Erdölgesetzes 
vom 12« Mai 1’934? PrGS 257, iod.F. des Gesetzes vom 24« Sep 
tember 1937? PrGS 93) und wenn auch § 1 des Phosphoritge­
setzes und § 1 der Erdölverordnung die Terminologie des § 2 
PrAllgBergG verwenden, ordnen le tz tere  doch nicht die Gel­
tung des § 38 b dieses Gesetzes an. Der Staatsvorbehalt
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für Erdöl wirkte sich daher im sofortigen Entstehen des 
staatlichen Gewinnungsrechts kraft Gesetzes aus, soweit 
nicht § 3 Abs 2 der Erdölverordnung sein Entstehen hier 
bis zum 11« Januar 1936, dem Tage des Endes des alten 
Ausbeutungsvertrags hinsichtlich des in Betracht kommen­
den Grundstücks, hemmte» Mit diesem Zeitpunkt war aber 
das Recht des Staates als ein Stammrecht entstanden, das 
vom besonderen Entstehungsgrunde abgesehen in der Wir­
kung etwa dem Bergwerkseigentum hinsichtlich bergbaufreier 
Mineralien oder sonstigen selbständigen Aneignungsrechten 
z«B0 auch der selbständigen Salzabbaugerechtigkeit nach 
dem oben angeführten Vorbehalt für den Eigentümerberg­
bau im vormaligen Königreich Hannover \vgl Gesetz über 
die Bestellung von Salzabbaugerechtigkeiten in der Pro­
vinz Hannover vom 4» August 1904, PrGS 235) gleichzusetzen 
ist» Die Rechtslage i s t  unter dem Gesichtspunkt eines et­
waigen Eingriffs in das Eigentum des Klägers hier ähnlich 
cu beurteilen wie bei der Bestellung eines Hießbrauchs 
oder einer Dienstbarkeit an einem Grundstück» Mit der Be­
stellung dieser Rechte wird das Grundstück endgültig be­
lastet» Die Ausübung dieser Rechte durch den Berechtigten, 
ZoBo durch Aneignung von Brächten zufolge Trennung '§ 954 
BGB) oder durch Benutzen des belasteten Grundstücks 
’§ 1090 BGB), s te l l t  keine selbständig zu beurteilenden 

Eingriffe dar,, sondern sind der Ausfluß des einmal wirk­
sam begründeten Stammrechts» Die Erdölverordnung ermäch­
tig te  nicht etwa den Staat zu künftigen Eingriffen in 
das Grundeigentum, sondern s te l l te  den Eingriff selbst 
dar, soweit ein solcher überhaupt anzunehmen ist»

VI»
Die Behandlung der übrigen Klagebegründungen läßt 

einen Rechtsirrtum des Berufungsgerichts nicht erkennen»
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VIIo

Die Revision i s t  daher mit der Kostenfolge des § 97 
ZPO zuruckzuweisen«,

Dr, Tasche Dr«, Hiickinghaus Schuster
Dr* Oechßler Dr, Großmann
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